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hisses' Orientierung und Zielbestimmung zu verleihen. In 
gleicher Weise und gleichberechtigt dazu haben die Staaten 
allerdings die Möglichkeit — und machen davon auch Ge­
brauch —, mit politischen Mitteln (Absichtserklärungen, Ver­
einbarungen) auf die Entwicklung gutnachbarlicher Bezie­
hungen hinzuwirken.

Ist „gute Nachbarschaft“ ein Grundsatz des Völkerrecht§?

Vor dem Hintergrund dieser Staatenpraxis erscheint es frag­
lich, ob die in der Völkerrechtsliteratur verbreitete These auf­
rechterhalten werden kann, bei der guten Nachbarschaft han­
dele es sich uni einen Grundsatz d e s Völkerrechts. Zweifel 
an dieser These müssen entstehen, wenn man berücksichtigt, 
daß Grundsätze (bzw. Prinzipien) des Völkerrechts nach tra­
ditionellem Verständnis N or men allgemeinen und grund­
legenden Charakters sind.13 Für die sowohl in der bürger­
lichen als auch in der sozialistischen Völkerrechtsdoktrin do­
minierenden Befürworter eines „Grundsatzes der guten 
Nachbarschaft“' tritt dieser Widerspruch allerdings kaum in 
Erscheinung, da sie in der Regel von der Existenz eines n o r ­
m a t i v e n  Grundsatzes ausgehen.

Unseres Erachtens kann ’ein Grundsatz der guten Nach­
barschaft im (rechts-)normativen Sinne allerdings weder 
existieren, noch kann er sich herausbilden. Diese, Überzeu­
gung gewinnen wir einerseits aus dem (nichtrechtlichen) We­
sen des Begriffs der guten Nachbarschaft selbst und anderer­
seits aus der Art und Weise seiner Verwendung — unter an­
derem! — im völkerrechtlichen Kontext.

Theorien vom normativen Charakter eines „Grundsatzes 
der guten Nachbarschaft“ beruhen u. E. auf falschen Prä­
missen, insbesondere einer ungenügenden Berücksichtigung 
und Auswertung der tatsächlichen Staatenpraxis zur guten 
Nachbarschaft. Da dieser Begriff originär kein Rechtsbegriff 
ist, kann er selbst keinen (rechts-)normativen Gehalt besit­
zen. Entsprechende Bekundungen in völkerrechtlichen Ver­
trägen sind demnach keine deklaratorischen Verweise auf 
eine (unabhängig davon bestimmbare) allgemeine Norm, 
sondern die Verankerung einer gesellschaftlichen Zielstellung 
im Völkerrecht. Auch durch die Aufnahme einer solchen Ziel­
stellung in das Recht entsteht keine allgemeine Norm, die 
dem Begriff der guten Nachbarschaft möglicherweise zuzu­
ordnen oder unter ihn zu subsumieren wäre. Dagegen spricht 
allein schon die — bezogen auf die Breite der Staatenpra^is — 
Vielzahl verschiedener Rechte und Pflichten, die mit dem 
Begriff der guten Nachbarschaft in- Verbindung gebracht 
werden und die sich nicht auf eine allgemeine Verhaltens­
regel zurückführen lassen.

Grundsätzlich entgegen steht dem aber vor allem unsere 
Auffassung von Rechtsnormativität als jener Eigenschaft des 
(Völker-)Rechts, V e r h a l t e n  mittels-eines gleichen Maß­
stabes (Rechte/Pflichten) zu regeln. Rechtsnormen als die 
kleinsten sinnvollen Einheiten im Rechtssystem,, die mit Nor­
mativität ausgestattet sind, sind V e r h a l t e n e  r e g e l n .  
Demgemäß können Zielstellungen im Recht als solche nicht 
den Charakter von (Ziel-)Normen haben. Gleichzeitig halten 
wir allerdings eine Einbindung von Zielstellungen in recht­
liche Strukturen unterhalb der Ebene der Rechtsnorm — d. h. 
als Rechtsnormelemente — für objektiv gegeben.

Angesichts der Zielfunktion, die der Begriff der guten 
Nachbarschaft gegenüber verschiedensten vertraglichen Rech­
ten und Pflichten (und damit im Rahmen einer Vielzahl von 
Völkerrechtsnormen) ausübt, erscheint es uns durchaus an­
gemessen, von einer grundsätzlichen Zielstellung und inso­
fern von einem Grundsatz der guten Nachbarschaft zu spre­
chen, wenn zugleich deutlich gemacht wird, daß es sich dabei 
allein um einen nichtnormativen Grundsatz handeln kann.

Daran ist notwendig die Frage anzuschließen, ob es sich 
dabei um einen Grundsatz des Völkerrechts oder i m Völ­
kerrecht handelt. Nur im ersteren Fall könnte man von einem 
R e c h t s  grundsatz der guten Nachbarschaft sprechen.

Geht man von der vorherrschenden Doktrin in dieser 
Frage aus, so muß man eine generelle Ablehnung der Exi­
stenz nichtnormativer Grundsätze des Völkerrechts konsta­
tieren. Demgegenüber finden sich in der Völkerrechtslitera­
tur zunehmend Stimmen, die sich für die Möglichkeit der 
Existenz nichtnormativer Grundsätze i m Völkerrecht aus­
sprechen.10 Vor diesem Hintergrund erscheint die bereits 
1960/61 durch F. A. von der Heydte und seinem Schüler 
K. Ninke aufgestellte These, bei der guten Nachbarschaft han­
dele es sich um ein nichtnormatives Prinzip im völkerrecht­
lichen Rechtsbereich15 16 17, in neuem Licht. Diese These erscheint 
uns akzeptabel, und es ist erstaunlich, daß sie bis heute in 
der Diskussion zum Grundsatz der guten Nachbarschaft kaum 
nennenswerte Resonanz gefunden hat.18

Aus praktischer Sicht bleibt festzustellen, daß es im Sinne 
völkerrechtlicher Verhaltensnormierung nicht ausreicht, 
schlechthin Bekenntnisse zur guten Nachbarschaft in Ver­
tragstexte aufzunehmen; es kommt vielmehr darauf an, diese 
mit konkreten Rechten und Pflichten zu untersetzen bzw. zu 
verbinden, da der Begriff der guten Nachbarschaft selbst 
keinen normativen Gehalt aufweist. Wird dies versäumt, so 
können unter Berufung auf gute Nachbarschaft bzw. auf 
einen Grundsatz der guten Nachbarschaft kaum weiterge­
hende Rechte und Pflichten geltend gemacht werden als jene, 
die nach allgemeiner Akzeptanz notwendig mit dem Begriff 
der guten Nachbarschaft korrespondieren. Die Bemühungen 
der UNO zeigen allerdings, wiö schwer es ist, einen verall­
gemeinerungsfähigen Normenkatalog zu erstellen.19 20 Im we­
sentlichen dürfte sich im Streitfall allein die Forderung nach' 
strikter Einhaltung der Grundprinzipien des Völkerrechts 
durchsetzen lassen, wenn weitergehende bilaterale Festlegun­
gen über Rechte und Pflichten, die der guten Nachbarschaft 
zuzurechnen sind, fehlen.

Der Grundsatz der guten Nachbarschaft 
im Verhältnis der beiden deutschen Staaten

Eine zur guten Nachbarschaft in eklatantem Widerspruch 
stehende Situation War in den Beziehungen zwischen den 
beiden deutschen Staaten vor allem bis zum Abschluß des 
Grundlagenvertrages von 1972 gegeben. Mit dem allgemei­
nen . Bekenntnis zu gutnachbarlichen Beziehungen in Art. 1 
dieses Vertrages wurde dann zunächst die konsequente An­
wendung der Grundprinzipien des Völkerrechts, insbeson­
dere des Prinzips der souveränen Gleichheit der Staaten, im 
bilateralen Verhältnis in den Vordergrund gestellt. Eine sol­
che Schwerpunktsetzung läßt sich klar aus der betreffenden 
Formulierung ableiten, welche die Entwicklung n o r m a -  
1 e r gutnachbarlicher Beziehungen auf der Grundlage der 
G l e i c h b e r e c h t i g u n g  postuliert. Dieses Ergebnis war 
speziell aus der Sicht der DDR ein maßgeblicher Erfolg, nach­
dem die BRD der DDR jahrzehntelang die Aufnahme gleich­
berechtigter Beziehungen verweigert hatte. Da man die 
Grundprinzipien des Völkerrechts als die grundlegenden und 
unverzichtbaren Normen für gute Nachbarschaft bezeichnen 
kann, war insofern der erste Schritt zur rechtlichen Absiche­
rung einer gutnachbarlichen Entwicklung in den Beziehun­
gen zwischen der DDR und der BRD vollzogen.

Die Entwicklung eines Grundsatzes der guten Nachbar­
schaft in den völkerrechtlichen Beziehungen der beiden deut­
schen Staaten hat seither Fortschritte gemacht, da die DDR 
und die BRD das allgemeine Bekenntnis zu guter Nachbar­
schaft in vielfältigen Vertragsnormen präzisierten.29 Zugleich 
vertieften die beiden Staaten unter Bezugnahme auf gute 
Nachbarschaft den politischen Dialog auf allen Ebenen,1 bis 
hin zu Städtepartnerschaften. Dieses Vorgehen entspricht 
vollauf dem komplexen Charakter guter Nachbarschaft und 
trägt der Tatsache Rechnung, daß auch durch politische Ab­
sprachen und politische (normative) Vereinbarungen ein Bei­
trag zur Entwicklung gutnachbarlicher Beziehungen gelei­
stet werden kann. So verankerten die DDR und die BRD im 
Gemeinsamen Kommunique vom 8. September 1987 als poli­
tisches Bekenntnis: „Unter Berücksichtigung der Gegeben­
heiten und unbeschadet der Unterschiede in den Auffassun­
gen zu grundsätzlichen Fragen, darunter zur nationalen 
Frage, ist es die Absicht beider Seiten, im Sinne des Grund­
lagenvertrages normale gutnachbarliche Beziehungen zuein­
ander auf der Grundlage dör Gleichberechtigung zu entwik-
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